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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Die Ordnungsverfügung(en) der Stadt Bonn- Auslän-
deramt – 33-6 
 

Datum der Verfügung 

19.12.2023 
Az.: 

33-64-SCN 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

Messaoudi, Ilhem, Koblenzer Str. 30, 53173 Bonn    
 

jetzt unbekannten Aufenthaltes, liegt/liegen zur Abho-
lung oder Einsichtnahme durch die Empfänger oder de-
ren Bevollmächtigten während der Dienststunden im 
Dienstgebäude Oxfordstr. 19, 53111 Bonn bereit. 
 

Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 19.12.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schumann-Ellrich 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

12.12.2023                      
Az.:  
50-223/U/ri 895830+895696 

Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:  Manuel Antonio Masil; 
11 Avenue Foch, 77450 Esbly - Frankreich 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 
17, bereit. 
 

Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 18.12.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Ringe-Gleditzsch 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Der Bescheid der Bundesstadt Bonn nach dem Sozial-
gesetzbuch – Buch X – (SGB X) 
 

Datum der Verfügung 

19.12.2023                      
Az.: 

50-133S/67-3766 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

an Eheleute Akheenk Hawar HAJI und Abdulsatar 
MOSA 

 
mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Hans-Böckler-
Str.5, 53225 Bonn, Zimmer 201, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 21.12.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Schwabauer 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
der Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

18.12.2023                      
Az.: 

50-223/912463 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn: Carsten Hochmuth *31.08.1999 
Im großen Garten 3, 53117 Bonn 

 

mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Rathaus Bonn-
Beuel, Friedrich-Breuer-Str. 65, 53225 Bonn, Zimmer 
12, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 18.12.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Fürmeyer 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 07.03.2006 (GV NRW.S. 94/SGV NRW. 2010) 
in der zurzeit gültigen Fassung 
 

Das Schreiben nach dem Sozialgesetzbuch XII der 
Bundesstadt Bonn 
 

Datum der Verfügung 

19.12.2023                      
Az.: 

50-221/13 VS 
Betroffene/r, Name, Vorname, letzte bekannte Anschrift 

An Herrn:  Burkhard Jauer 
 
mit unzustellbarer Adresse liegt zur Abholung an den 
Empfänger oder dessen Bevollmächtigten während der 
Dienststunden im Verwaltungsgebäude Oxfordstr. 19, 
53111 Bonn, Zimmer 5.04, bereit. 
 
Das oben genannte Schriftstück wird hiermit gemäß  
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz NRW (VwZG) öf-
fentlich zugestellt. Es gilt gemäß § 10 Abs. 2 letzter Satz 
VwZG als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntma-
chung dieser Benachrichtigung zwei Wochen vergangen 
sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang setzen 
kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Bonn, den 19.12.2023 
 

Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Scheunemann 
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Bundesstadt Bonn 
Die Oberbürgermeisterin       
 
 
 

Allgemeinverfügung 
der Bundesstadt Bonn 

 
zur Umsetzung der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) nach  
§ 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 19. April 2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) bezüg-

lich des Versorgungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder 
 
Die folgende Allgemeinverfügung ergeht auf Grundlage von § 79 Abs. 5 des Arzneimittelge-
setzes (AMG) vom 12. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3394) in der zurzeit geltenden Fassung i. 
V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 3a der Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarzneimittel-, Me-
dizinprodukte- und Apothekenwesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisieren-
der Strahlung bei der Anwendung am Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in 
der zurzeit geltenden Fassung sowie der Bekanntmachung des Bundesministeriums für Ge-
sundheit (BMG) vom 19. April 2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4). 
 
 
Regelungen: 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten für öffentliche Apotheken, die ihren Sitz im 
Gebiet der Bundesstadt Bonn haben.  
 
I. Gestattung 
Den öffentlichen Apotheken im Gebiet der Bundesstadt Bonn wird in Bezug auf in der Bundes-
republik Deutschland nicht zugelassene antibiotikahaltige Säfte für Kinder folgende Abwei-
chung von § 73 Abs. 3 Nr. 1 AMG gestattet: 
 

 Die Bestellung der betreffenden Arzneimittel durch die Apotheken kann erfolgen, ohne 
dass der jeweiligen Apotheke zu diesem Zeitpunkt eine Bestellung einer einzelnen Per-
son und eine Verschreibung für das betreffende Arzneimittel vorliegen. 

 Eine Bevorratung der betreffenden Arzneimittel kann in angemessenem Umfang bis zu 
einem 4-Wochenvorrat, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Versorgung der 
Kunden der Apotheke, erfolgen. 

 Diese Ausnahme gilt nur für Arzneimittel, die aus Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum bezogen werden. 

 
Die weiteren Vorgaben des § 73 Abs. 3 AMG bleiben unberührt. 
 
Die nach § 18 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) in jedem Fall der Verbringung aufzu-
zeichnenden Angaben sind durch die Apotheke vorzuhalten und auf Verlangen der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde unverzüglich bereitzustellen.  
 
Hinweis: 
Die Beratungspflichten, die sich aus § 20 Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) ergeben, sind 
zu beachten. 
 
 
II. Geltungsdauer 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. Die Gestattung gilt 
solange der vom Bundesministerium für Gesundheit nach § 79 Absatz 5 AMG festgestellte 
Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder bestehen bleibt. Maßgebend ist 
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der Tag nach der entsprechenden öffentlichen Bekanntmachung des Bundesministeriums für 
Gesundheit im Bundesanzeiger.  
 
Diese Allgemeinverfügung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden. 
 
Begründung: 
Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesministeriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 
5 Satz 5 AMG liegt durch die Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 19.04.2023 veröffent-
licht am 25.04.2023 (BAnz AT 25.04.2023 B4) vor. Konkret hat das BMG folgendes festge-
stellt:  
 
„Auf Grund des § 79 Absatz 5 des Arzneimittelgesetzes (AMG) macht das Bundesministerium 
für Gesundheit bekannt: 
Derzeit besteht nach Mitteilung des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte in 
Deutschland ein Versorgungsmangel mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder. Bei antibio-
tikahaltigen Arzneimitteln in Form von Säften handelt es sich um Arzneimittel, die zur Vorbeu-
gung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkrankungen eingesetzt werden. Für diese Arz-
neimittel steht oftmals keine alternative gleichwertige Arzneimitteltherapie zur Verfügung. 
Diese Feststellung ermöglicht es den zuständigen Behörden der Länder, nach Maßgabe des 
§ 79 Absatz 5 und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen von den Vorgaben des AMG 
zu gestatten. Das Bundesministerium für Gesundheit wird bekannt machen, wenn der Versor-
gungsmangel nicht mehr vorliegt.“ 

 
Durch diese Allgemeinverfügung wird der legitime Zweck erreicht, die Versorgung der Bevöl-
kerung mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder sicherzustellen. Die getroffene Maßnahme ist 
geeignet, da den Apotheken eine weitere Möglichkeit zur Beschaffung und Bevorratung ent-
sprechender Arzneimittel eröffnet wird. Die Maßnahme ist auch angemessen und auf das er-
forderliche Maß begrenzt, da sich diese Allgemeinverfügung darauf beschränkt, den Apothe-
ken die Bestellung der betreffenden Arzneimittel ohne vorliegende Bestellung einzelner Per-
sonen sowie eine Bevorratung bis zu einem Vierwochenbedarf aus EU- Ländern oder Staaten 
der EWR zu gestatten. Die weiteren Voraussetzungen des § 73 Abs. 3 AMG sind einzuhalten. 
Überdies ist die Maßnahme auf den Versorgungsmangel befristet und gilt solange der vom 
Bundesministerium für Gesundheit nach § 79 Absatz 5 AMG festgestellte Versorgungsmangel 
mit antibiotikahaltigen Säften für Kinder bestehen bleibt. 
 
Der Widerrufsvorbehalt stützt sich auf § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen und ermöglicht es der Behörde ggf. kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbe-
sondere aus Gründen der Arzneimittelsicherheit erforderlich sein sollte. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den. Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich 
einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbei-
tung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) eingereicht werden. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen 
Dateiformaten und Übermittlungswegen, sowie zur qualifizierten elektronischen Signatur, er-
geben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (ERVV) in der je-
weils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder (www.justiz.de) 
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können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzungen und 
das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden.  

Ab dem 1. Januar 2022 sind vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich 
einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde 
oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, als elekt-
ronisches Dokument zu übermitteln. Gleiches gilt für die nach diesem Gesetz vertretungsbe-
rechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
VwGO zur Verfügung steht. 
 
 
Bonn, den 20.12.2023 
 
Die Oberbürgermeisterin 
Im Auftrag 
gez. Ries 
Amtsapotheker 
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